
 

 

 

Magdeburg, 26. Mai 2018 

 

Neues Dach und moderne Wärmedämmung für 
Verwaltungsgebäude in Biere   
 

Förderbescheid für die Einheitsgemeinde Bördeland  
 
 

Die Einheitsgemeinde Bördeland (Salzlandkreis) hat seit geraumer Zeit 
die Verwaltung aller sieben Mitgliedsgemeinden im Ortsteil Biere 
zentralisiert. Die Verwaltung arbeitet dort in einem Hauptgebäude, das 
wärmegedämmt werden und ein neues Dach erhalten soll. 
 
Dafür hat nun Sachsen-Anhalts Finanzminister André Schröder einen 
Förderbescheid aus dem Programm STARK V in Höhe von 99.582,09 
Euro gewährt. Die Gesamtkosten aller geplanten Arbeiten belaufen sich 
auf 127.346 Euro.  
 
Finanzminister André Schröder:  
„Mit dem Förderprogramm STARK V erhalten finanzschwache Kommunen 
die Chance in ihre Infrastruktur zu investieren. 90 Prozent der 
Projektkosten übernimmt der Bund und die übrigen 10 Prozent, die die 
Städte und Gemeinden eigentlich als Eigenanteil aufbringen müssten, 
übernimmt das Land.“ 
 
Seit Oktober 1994 arbeitet in Biere die Verwaltung für die frühere 
Verwaltungsgemeinschaft Bördeland (später Einheitsgemeinde), das 
Hauptgebäude war einst eine Villa und dann über 40 Jahre lang eine 
Schule. Unter anderem erhält die oberste Geschossdecke eine 
Dachbodendämmung, so dass danach der Dachraum nicht mehr ständig 
mit geheizt werden muss und das Eindringen von Regenwasser komplett 
verhindert wird. Die dringend nötigen Baumaßnahmen sollen den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung gute 
Arbeitsbedingungen sichern und auch die öffentlichen Sprechzeiten für 
die Bürgerinnen und Bürger langfristig sicherstellen.  
 
Hintergrund: 
Das Förderprogramm STARK V stellt finanzschwachen Kommunen Mittel für 
Investitionen in ihre Infrastruktur zur Verfügung. Der größte Teil der Fördermittel (90 
Prozent) stammt vom Bund. Sachsen-Anhalt stellt den eigentlich von den Kommunen 
zu zahlenden Eigenanteil aus dem Landeshaushalt zur Verfügung (10 Prozent). Die 
geförderten Projekte werden somit vollständig aus dem Programm STARK V 
finanziert, die Kommunen müssen keinen Eigenanteil erbringen. 

 


